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Gerhard Bartz

Editorial

Liebe Mitglieder, 
liebe Leserinnen und Leser,

größer können die Gegensät-
ze zwischen Volk und Regierung 
kaum noch werden: Auf der einen 
Seite unser Entwurf für ein Ge-
setz zur Sozialen Teilhabe, das die 
von Deutschland vor mehr als zwei 
Jahren durch Gesetz anerkannte 
Behindertenrechtskonvention in 
die übrigen Gesetze einarbeitet. 

Auf der anderen Seite der Re-
ferentenentwurf zum Nationalen 
Aktionsplan zur Umsetzung der 
Behindertenrechtskonvention der 
Vereinten Nationen. Beim Lesen 
beider Schriftstücke kann man 
kaum den Eindruck gewinnen, 
dass beide Dokumente auf einer 
gemeinsamen Grundlage basieren. 

Der Referentenentwurf wurde 
von den angehörten Vereinen und 
Verbänden einhellig und massiv 
kritisiert. Auch ForseA gab eine 
sehr kritische Stellungnahme ab. 
Diese Stellungnahmen der Ver-
bände werden auch von der Moni-
toringstelle beim Deutschen Insti-

tut für Menschenrechte gesammelt 
und vermutlich für einen Schatten-
bericht an die Vereinten Nationen 
ausgewertet.

Wie es aussieht, kann sich die 
Bundesregierung nicht von der 
falschen Ansicht lösen, die Behin-
dertenrechtskonvention würde zu 
keinen nennenswerten Gesetzes-
änderungen führen. Nicht mal 5 % 
der Maßnahmen beziehen sich auf 
Gesetzesänderungen. In der Zwi-
schenzeit beweisen Gerichtsurtei-
le der Regierung, dass diese An-
sicht nicht mehr zu halten ist. Am 
15. Juni 2011 wird der Nationale 
Aktionsplan dem Bundeskabinett 
vorgelegt. Wir sind gespannt dar-
auf, ob die Regierung die Verbän-
deanhörung ernst gemeint hat und 
unsere Einwände berücksichtigt 
werden.

Wie oben bereits erwähnt, ist 
der Entwurf für das Gesetz zur 
Sozialen Teilhabe fertig. Dennoch 
wird es noch Abstimmungsarbei-
ten geben, sobald die Verbände 
den Gesetzentwurf durchgearbei-
tet haben. 

Wir bedanken uns herzlich 
beim Forum behinderter Juristin-
nen und Juristen mit Horst Frehe 
an der Spitze sowie unserer Part-
nerorganisation am Projekt, der 
ISL e.V. Danken wollen wir auch 
allen Unterstützungsorganisatio-
nen und Unternehmen, aber auch 
den sehr zahlreichen Einzelperso-
nen, die sich unterstützend geäu-
ßert haben. 

Die Präsentation des Gesetz-
entwurfes in der Bundespresse-
konferenz sowie in der Landes-
vertretung Sachsen-Anhalts war 
jedoch nur ein Etappenziel. Jetzt 
gilt es, den Gesetzentwurf breit zu 
diskutieren und den verantwort-

lichen Abgeordneten vorzulegen. 
Wir brauchen Veranstaltungen vor 
Ort, um den Gesetzentwurf – gera-
de auch im Hinblick auf den „Ak-
tions“-Plan der Bundesregierung 
– der breiten Öffentlichkeit vor-
zustellen.

In einem aufsehenerregenden 
Urteil brandmarkte das Bundesso-
zialgericht die gängige Praxis der 
Kostenträger im Umgang mit An-
tragstellern auf ein Persönliches 
Budget. 

Das Bundessozialgericht stellte 
eindeutige Bestrebungen fest, be-
stehende Gesetze zu umgehen und 
Bürgerinnen und Bürger in der 
Durchsetzung ihrer Rechte zu be-
hindern. (Näheres Seite 33). 

Damit ist höchstrichterlich be-
stätigt, was wir von Anfang an 
behaupten: Die meisten Kosten-
träger haben Strategien entwi-
ckelt, wie sie Antragstellerinnen 
und Antragsteller so lang als ir-
gend möglich hinhalten können. 
Bestandteil dieser Strategien ist 
auch, sich möglichst viele Doku-
mente vorlegen zu lassen, auch 
solche, die man nur unter Umstän-
den benötigt. (Siehe „Geschichten 
aus Absurdistan“ Seite 34). 

Das Persönliche Budget war 
den Kostenträgern von Anfang an 
ein Gräuel. So viel Freiheit wider-
sprach dem jahrzehntelang geüb-
ten Fürsorgegedanken. 

So wurde nach Kräften gegen-
gesteuert. Entgegen der Intenti-
on des Gesetzgebers sind viele 
Budgets heute mit einem doppel-
ten Verwaltungsaufwand belastet. 
Die Nachweispfl icht kommt einer 
früheren Spitzabrechnung gleich. 
Dies steht im krassen Widerspruch 
zu den Handlungsempfehlungen 

„
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Editorial / Gesetz zur Sozialen Teilhabe

der BAR (Bundesarbeitsgemein-
schaft Rehabilitation…). 

So streitet man sich in einer 
Stadt in Süddeutschland schon seit 
Monaten, ob die Kosten der The-
aterkarte der notwendigen Beglei-
tung durch die Assistentin zu den 
Kosten der Assistenz gehören. Zu 
was denn sonst? Statt die beste-
hende Zielvereinbarung einfach 
zu verlängern, schreibt man dort 
schlichtweg eine neue und lässt 
den Satz „Mit dem Budget können 
alle Kosten beglichen werden, die 
in Verbindung mit der Assistenz 
anfallen.“ einfach weg.

Die beiden Herausgeberinnen 
Rebecca und Elke Klein vom Ver-
ein Trauminsel47drei präsentieren 
in diesen Tagen ein Buch, das sie 
unserer verstorbenen Gründungs-
vorsitzenden gewidmet haben (nä-
heres Seite 45).

Abschließend wünsche ich Ih-
nen im Namen des gesamten Vor-
standes einen guten Ehec-freien 
Sommer und einen korrigierten 
Aktionsplan, der die Rechte behin-
derter Menschen und deren Ange-
hörigen akzeptiert und schützt.

Ihr

Gerhard Bartz, Vorsitzender

kobinet-nachrichten vom 04. Mai 2011 

Entwurf eines Gesetzes zur sozialen Teilhabe 
vorgestellt

v.l. Jens Merkel (ForseA), Dr. Sigrid Arnade (ISL), Carl-Wilhelm Rößler (FbJJ), 
Christiane Möller (FbJJ), Horst Frehe, MdBBü (FbJJ), Nikolai Fichtner (Finan-
cial Times Deutschland, Moderator der Bundespressekonferenz) © privat
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Das Forum behinderter Juristin-
nen und Juristen hat heute in Berlin 
seinen lange erwarteten Entwurf für 
ein „Gesetz zur Sozialen Teilhabe“ 
vorgestellt. Vor der Bundespresse-
konferenz betonte Forumssprecher 
Horst Frehe, der Gesetzentwurf 
setze wesentliche Bestimmungen 
der Behindertenrechtskonvention 
der Vereinten Nationen um.

Ziel des Vorschlages ist es, das 
Menschenrecht auf soziale Teil-
habe aus der UN-Konvention im 
deutschen Sozialrecht und vorran-
gig im Sozialgesetzbuch IX zu ver-
ankern.

„Die Arbeits- und Sozialminis-
terkonferenz diskutiert über die 
Neugestaltung der Eingliederungs-
hilfe schon seit längerem, aller-
dings nur sehr verkürzt und vor al-
lem unter fi nanziellen Aspekten“, 
betonte Horst Frehe. „Unser Ge-
setzentwurf setzt wesentliche Be-
stimmungen der Behindertenrechts-
konvention für diesen Bereich um. 
Neben den medizinischen Rehabi-
litationsleistungen sowie den unter-
haltssichernden und ergänzenden 

Leistungen ist bisher nur das Recht 
behinderter Menschen auf Teilhabe 
am Arbeitsleben festgeschrieben.“ 

Das reicht nach Ansicht und Er-
fahrung der Betroffenen nicht aus. 
„Behinderte Menschen müssen auch 
in einem Verein Sport oder Musik 
machen dürfen, sie sollen auch Eh-
renämter ausfüllen können und sie 
müssen ihre Familie versorgen kön-
nen. Diese Ansprüche sichern wir, 
indem wir ein umfassendes Recht 
auf Soziale Teilhabe einführen“, so 
Frehe. 

Die Arbeit am Gesetzentwurf 
wurde angeregt und wesentlich 
unterstützt von der Interessenver-
tretung Selbstbestimmt Leben in 
Deutschland (ISL) und dem Forum 
selbstbestimmter Assistenz (ForseA). 
Unterstützt wurde die Arbeit darüber 
hinaus vom Weibernetz, dem Bun-
desverband Selbsthilfe Körperbe-
hinderter (BSK) und dem Deutschen 
Blinden- und Sehbehindertenver-
band (DBSV). 

Das Forum behinderter Juris-
tinnen und Juristen ist ein partei- 



6 2/2011 72/2011

N
ic

h
ts

 ü
b
e
r
 u

n
s
 o

h
n
e
 u

n
s
!

N
ic

h
ts

 ü
b
e
r
 u

n
s
 o

h
n
e
 u

n
s
!

Gesetz zur Sozialen Teilhabe

und verbandsübergreifender Zu-
sammenschluss von Juristinnen 
und Juristen aus der Praxis, die 
als Richterinnen und Richter, als 
Rechtsanwältinnen und Rechts-
anwälte, Verwaltungs- oder Ver-
bandsjuristinnen und -juristen ar-
beiten oder gearbeitet haben und 
selbst behindert sind. Die ehrenamt-
liche Mitarbeit in diesem Zusam-
menschluss dient der Erarbeitung 
von Vorschlägen zur Unterstützung 
der Behindertenverbände, Behin-
derteninitiativen und Behinderten-
selbsthilfegruppen.

Bereits im Jahr 2000 hat das Fo-
rum eigene Gesetzentwürfe vor-
gelegt, die später im Behinderten-
gleichstellungsgesetz (2002) oder 
im Allgemeinen Gleichbehand-
lungsgesetz (2006) in Teilen umge-
setzt wurden.    sch

Der Gesetzentwurf kann von den 
Webseiten der beteiligten Verbände 
heruntergeladen werden:

http://www.forsea.de/projekte/
Teilhabesicherunggesetz/GST-9-
05-2011.pdf

h t t p : / / w w w . i s l - e v . d e /
d e / c o m p o n e n t / r e m o s i t o r y /
Alltagssprache/Gesetze/Gesetz-
zur-Sozialen-Teilhabe---Als-PDF-
Datei/

Ein Gesetz zur Sozialen Teil-
habe - kurz und bündig!

Das Gesetz zur Sozialen Teil-
habe ist ein Vorschlag zur Reform 
der Eingliederungshilfe und zur 
Umsetzung der UN-Behinderten-
rechtskonvention (BRK). 

In der BRK ist das Menschen-
recht auf gleichberechtigte Teilha-
be in allen Lebensbereichen fest-
geschrieben. Damit ist auch die 
Soziale Teilhabe umfasst. Mit sei-
nem Vorschlag will das Forum be-
hinderter Juristinnen und Juristen 
(FbJJ) dieses Menschenrecht, das 
vor allem im Artikel 19 „Selbstbe-
stimmt Leben und Einbeziehung in 
die Gemeinschaft“ der BRK1 aus-
geführt ist, im deutschen Sozial-
recht verankern. Vorrangig geht es 
bei diesem Gesetzesvorschlag um 
Änderungen im Sozialgesetzbuch 
IX (SGB IX). Was steht in diesem 
Vorschlag des Forums eigentlich 
genau?

Das Problem: 
Lücken im Sozialrecht

Die bisherigen Regelungen ste-
hen im SGB IX als „Leistungen zur 
Teilhabe am Leben in der Gemein-
schaft“ und teilweise im SGB XII 
als „Eingliederungshilfe für behin-
derte Menschen“ mit der dazu ge-
hörenden Eingliederungshilfe-Ver-

ordnung. Im Gegensatz zu den 
„Leistungen zur medizinischen Re-
habilitation“ und zu den „Leistun-
gen zur Teilhabe am Arbeitsleben“ 
sind die „Leistungen zur Teilhabe 
am Leben in der Gemeinschaft“ 
aber nur unzureichend im SGB IX 
geregelt. 

Erschwerend kommt hinzu, 
dass Leistungen zur Teilhabe am 
Leben in der Gemeinschaft an-
ders als die Leistungen der medi-
zinischen Rehabilitation oder zur 
Teilhabe am Arbeitsleben nur un-
ter Anrechnung von Einkommen 
und Vermögen erbracht werden, 
mit der Folge, dass Menschen mit 
Behinderung allein aufgrund des 
Umstandes der Behinderung auf 
ein Leben auf Sozialhilfeniveau 
verwiesen werden.

Die Auswirkungen:
Menschenrechtsverletzungen

Die bisherige Gesetzeslage führt 
im Alltag behinderter Frauen und 
Männer zu gravierenden Men-
schenrechtsverletzungen, denn sie 
bedeutet:

Hilfen zum Studium werden  
zumeist auf das Maß des unbedingt 
Notwendigen beschränkt. Bereits 
die Förderung eines Masterstudi-
engangs ist nicht leicht durchzuset-
zen, da die Kostenträger häufi g mit 
Erreichen des Bachelorabschlusses 
das Ziel der Hochschulhilfe als ge-
geben  ansehen. Eine Promotion 
wird sogar prinzipiell nicht geför-
dert. Auch die Eingliederungshilfe 
zum Besuch der Hochschule wird 
nur unter Anrechnung von Einkom-
men und Vermögen bewilligt.

Erzähle mir und ich 

vergesse. Zeige mir 

und ich erinnere mich. 

Lass es mich tun und 

ich verstehe. 

Konfuzius
1 Übersetzt nach der Schattenü-
bersetzung des NETZWERK AR-
TIKEL 3 e.V.
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Gesetz zur Sozialen Teilhabe

Eltern mit Behinderungen ha-
ben Angst davor, Hilfen zur Erzie-
hung zu beantragen, da sie fürch-
ten, dass man ihnen dann ihr Kind 
wegnimmt. Reale Fälle beweisen, 
dass diese Angst berechtigt ist.

Insbesondere die seit langem ge-
forderte Elternassistenz ist bislang 
noch nicht ausdrücklich geregelt, so 
dass die damit verbundenen Ausei-
nandersetzungen mit den zuständi-
gen Kostenträgern sehr langwierig 
und belastend sind.

Personen mit hohem Assistenz-
bedarf werden zwangsweise darauf 
verwiesen, in stationären Wohnhei-
men zu leben, da dies angeblich 
kostengünstiger sei. Jungen Men-
schen mit Behinderung droht damit 
zudem eine Unterbringung in einer 
Alteneinrichtung.

Die berufliche Eingliederung 
von Menschen mit Behinderungen 
in den allgemeinen Arbeitsmarkt 
wird dadurch untergraben, dass die 
hierdurch erzielten Einkünfte zu ei-
nem wesentlichen Teil für die As-
sistenz zur Pflege oder zur Teilhabe 
am Leben in der Gemeinschaft ein-
gesetzt werden müssen. Damit geht 
ein wesentlicher Anreiz, eine Be-
rufstätigkeit auszuüben, verloren, 
da die Betroffenen trotz vollwerti-
ger Arbeitsleistung auf Sozialhilfe-
niveau leben müssen. Diese Pers-
pektive begleitet sie ein Leben lang 
ohne Aussicht auf eine nachhaltige 
Verbesserung.

Nach wie vor gehen viele Leis-
tungen zur Teilhabe am Arbeitsle-
ben an den Bedürfnissen von Men-
schen mit Behinderungen, für die 
sie eigentlich geschaffen wurden, 
vorbei, da eine starke Orientierung 
an den Interessen von Leistungsan-
bietern zu erkennen ist. Dies zeigt 
sich besonders darin, dass ein er-

heblicher Teil dieser Leistungen 
für Werkstätten für Menschen mit 
Behinderung aufgebracht werden, 
anstatt sich verstärkt um eine Ein-
gliederung von Menschen mit Be-
hinderung auf dem allgemeinen Ar-
beitsmarkt zu bemühen.

Menschen mit Behinderungen 
sind zur Sicherung ihrer eigenen 
Mobilität häufig auf ein eigenes 
Kraftfahrzeug angewiesen. Im Be-
reich der Leistungen zur Teilhabe 
am Arbeitsleben werden derartige 
Kraftfahrzeughilfen über die Kraft-
fahrzeughilfeverordnung erbracht, 
wenn der Mensch mit Behinderung 
zur Erreichung der Arbeitsstätte re-
gelmäßig auf die Benutzung eines 
eigenen Fahrzeugs angewiesen ist. 
Außerhalb des Arbeitslebens wird 
Kraftfahrzeughilfe nur äußerst 
selten erbracht, so dass Menschen 
mit Behinderungen, die keiner Er-
werbstätigkeit nachgehen, kaum 
die Möglichkeit haben, Kraftfahr-
zeughilfe in Anspruch nehmen zu 
können. 

Sie sind somit vom Leben in 
der Gemeinschaft und auch von 
der Möglichkeit, sich aktiv in die 
Gesellschaft einzubringen, ausge-
schlossen.

Die Lösung: 
Ein Artikelgesetz zur Sozialen 
Teilhabe

Das Forum hat mit seinem Vor-
schlag ein sogenanntes Artikelge-
setz erarbeitet. Ein Artikelgesetz ist 
kein komplett neues Gesetz, son-
dern eine Zusammenfassung von 
Einzelartikeln, die bestehende Ge-
setze ändern. 

Der Vorschlag des FbJJ besteht 
aus insgesamt 18 Einzelartikeln. 
Die Artikel 1 bis 7 umfassen Än-
derungen in den Sozialgesetzbü-

chern SGB I (Allgemeiner Teil) bis 
SGB VIII (Kinder- und Jugendhil-
fe). Der Kern des neuen Gesetzes 
zur Sozialen Teilhabe findet sich im 
Artikel 8 des Vorschlages, der das 
SGB IX in wesentlichem Umfang 
ändert. Die nachfolgenden Artikel 
9 - 18 legen dann weitere Gesetzes-
änderungen fest, etwa im Bundes-
versorgungsgesetz oder im Wohn-
geldgesetz.

Der Kern des neuen Geset-
zes im Artikel 8

Im zentralen Artikel 8 des Vor-
schlages wird zunächst ein neuer 
Begriff von „Behinderung“ fest-
gelegt, der dem Behinderungsver-
ständnis der UN-Konvention ent-
spricht. 

Es wird nach „Beeinträchti-
gung“ und „Behinderung“ unter-
schieden, ebenfalls wird der Be-
griff der „Barrieren“ definiert. 
Erstmals wird auch in einem geän-
derten § 3 („Vorrang von Präventi-
on und Inklusion“) gesetzlich fest-
geschrieben, was unter „Inklusion“ 
zu verstehen ist: Ein unschätzbarer 
Vorteil in der aktuellen Debatte zur 
UN-Konvention, in der „Inklusion“ 
schon fast als neues Modewort er-
scheint. Neu wird auch die „Persön-
liche Assistenz“ eingeführt und ein 
„Budget für Arbeit“.

Das bisherige Kapitel 7 des SGB 
IX, das bislang in nur wenigen Vor-
schriften die „Leistungen zur Teil-
habe in der Gemeinschaft“ regelte, 
wird in ein ausführliches Kapitel 
„Leistungen zur Sozialen Teilhabe“ 
umbenannt. In einem umfassen-
den ergänzten § 56 werden dann 
die erforderlichen Hilfen beschrie-
ben, etwa zur schulischen Ausbil-
dung, zu Weiterbildung und Stu-
dium, zu Mobilitätshilfen oder zur 
Unterstützung behinderter Eltern. 


